
(ZISA) – 43 Mitglieder der
Zahntechniker-Innung Sach-
sen-Anhalt waren am 8. Mai
2004 zur Innungsversamm-
lung nach Magdeburg gekom-
men, um die haushaltspoliti-
schen Weichen für die In-
nungsarbeit der kommenden
Jahre zu stellen. Als Gäste
konnten sie MdB Eckhart Le-
wering (SPD) sowie ZTM
Klaus Bartsch, Mitglied des
VDZI-Vorstandes,begrüßen.
Eckhart Lewering betonte in
seinem Referat die gute Zu-
sammenarbeit mit den Vertre-
tern der Kooperationsgemein-
schaft der ostdeutschen Zahn-
techniker-Innungen in der Ge-
staltungsphase des GMG. Gut
aufbereitete Informationen
über die wirtschaftliche Situa-
tion der ostdeutschen Dental-
labore und eigene Lösungs-
vorschläge zur schrittweisen
Angleichung der Vergütungen
für zahntechnische Leistun-
gen in den neuen Bundeslän-
dern an das durchschnittliche
Preisniveau der alten Bundes-
länder hatten das Problembe-
wusstsein bei Gesundheitspo-
litikern aller Fraktionen ge-
schärft. So betonte Lewering,
dass die Vertreter der Koopera-
tionsgemeinschaft „zur richti-
gen Zeit am richtigen Ort so-
wie sehr gut informiert waren“
und stets „hartnäckig am Ball
blieben. Über gut informierte
Abgeordnete konnte somit die
Angleichungsproblematik im
Gesetzgebungsverfahren im-
mer wieder thematisiert wer-

den. Letztendlich gipfelte 
dieses Engagement in den 
entsprechenden gesetzlichen
Regelungen des GMG, die 
in ihren Auswirkungen ab
1.1.2005 zu einer Vergütungs-
angleichung in einem Korri-
dor von +/– 5 % um einen zu 
ermittelnden Bundesdurch-
schnittspreis führen“, so Le-
wering weiter.Der amtierende
Vorsitzende der Kooperations-
gemeinschaft und Obermeis-
ter der ZISA,ZTM Roland Un-
zeitig, dankte MdB Lewering
sowie den Abgeordneten aller
Bundestagsfraktionen aus den
neuen Bundesländern für de-
ren Unterstützung bei der Lö-
sung dieser für die Dentalla-
bore in den NBL existenziellen
Frage. Zudem betonte er das
Interesse der Zahntechniker
an einer kontinuierlichen Fort-
führung der Kontakte.

Nr. 6  |   Juni 2004   |   www.zt-aktuell.de Politik_ 3

Eckhart Lewering, MdB

„Stets am Ball geblieben“
Lewering: Gute Zusammenarbeit – Ziel erreicht

(kh) – Die sechs Wirtschafts-
forschungsinstitute haben
ihr Gutachten zur „Lage der
Weltwirtschaft und der deut-
schen Wirtschaft im Frühjahr
2004“ vorgelegt. Kritisch be-
urteilen die Fachleute darin
die bereits umgesetzten Maß-
nahmen der von der Bundes-
regierung beschlossenen
Agenda 2010. Die hierin ent-
haltenen Leistungskürzun-
gen hätten zu einer „tiefgrei-
fenden Konsumschwäche“
und Sparmentalität der Ver-
braucher beigetragen. Die
von der rot-grünen Regie-
rung mit den Reformen er-
hofften Wachstums- und Be-

schäftigungsverhältnisse
entstünden so kaum.Dies be-
treffe auch Teile der Gesund-
heitsreform. So kritisieren
die Wirtschaftsinstitute die
für nächstes Jahr festgeleg-
ten Änderungen beim Zahn-
ersatz als „wenig effizienz-
steigernd“.Das die Bürger ab
2005 an für den Zahnersatz
einen Extra-Betrag zahlen
sollen, beurteilen sie als eine
Regelung, die allein die Fi-
nanzierung der Leistungen
auf die privaten Haushalte
verlagere und damit den pri-
vaten Verbrauch belaste.
Auch die Reform der kosten-
treibenden Strukturen bei

den Kassenzahnärztlichen
Vereinigungen und der Phar-
maindustrie, die durch man-
gelnden Wettbewerb gekenn-
zeichnet sind, seien nicht
konsequent genug angegan-
gen wurden, so die Fachleute
weiter in ihrem Gutachten.
Ein Lob gab es jedoch für die
viel diskutierte Praxisge-
bühr. Diese hätte nach ersten
Ergebnissen die in Deutsch-
land im internationalen Ver-
gleich sehr häufigen Arztbe-
suche deutlich vermindert –
dies spare Kosten und
dämpfe die Lohnnebenkos-
ten. Insgesamt jedoch hätten
die eingeleiteten Verände-

rungen in der Kranken- und
Rentenversicherung „allen-
falls eine Atempause“ ge-
bracht. Nötig seien aber tief-
greifendere Reformen, um
die Probleme einer überalter-
ten Gesellschaft abzumil-
dern. Wie solche Reformen
aussehen könnten, ließen die
Wirtschaftsinstitute aller-
dings offen.

Zahnersatz-Regelung falsch
Forschungsinstitute kritisieren  in ihrem Gutachten die Gesundheitsreform

ANZEIGE

(kh) – Nach einem Urteil des
Europäischen Gerichtshofes
müssen die deutschen Kran-
kenkassen für zahnärztliche
Behandlungen auch dann auf-
kommen, wenn es sich nicht
um Schmerzbehandlungen,
sondern um langfristig ge-
plante Zahnsanierungen han-
delt. Damit steht einer Zahn-
behandlung –  seit 1. Mai auch
in den osteuropäischen EU-
Staaten – nichts mehr im
Wege. Die Reiseveranstalter
haben bereits reagiert und die
Zielgruppe der Zahnkranken
für sich entdeckt. So wird ne-

ben Sonne und Erholung ein
Komplettservice in Sachen
Zahntourismus in Aussicht
gestellt. Gelockt wird dabei
mit Schnäppchenpreisen. Vor
allem Kassenpatienten, die
über das notwendige Maß hi-
naus behandelt werden möch-
ten, dürften angesichts sol-
cher Angebote eine Zahner-
satzversorgung in Polen oder
Ungarn in Erwägung ziehen.
Die Behandlungen sind nicht
nur vergleichsweise kosten-
günstig,sondern auch qualita-
tiv nicht unbedingt schlechter
als in Deutschland, so die Ver-

braucherzentrale Sachsen.
Dennoch raten Zahnmedizi-
ner,Verbände und Medien zur
Vorsicht. Das Problem mögen
zwar nicht die einzelnen
Zahnärzte – beispielsweise in
Ungarn, wo die Zahnmedizin
einen hohen Standard hat –
sein, sondern die Behand-
lungszentren in Grenzregio-
nen,die mehr nach wirtschaft-
lichen als nach medizinischen
Kriterien geführt werden, be-
richtet das Portal Schönheit
und Medizin. So ist es wenig
überraschend, dass eine ak-
tuelle Studie des Medizini-
schen Dienstes der Kranken-
versicherung Rheinland-Pfalz
zu einem vernichtenden Urteil
über im Ausland vorgenom-

mene zahnprothetische Ver-
sorgungen kommt. Lediglich
23 % der Patienten hatten ei-
nen hinsichtlich Planung und
Qualität zufrieden stellenden
Zahnersatz erhalten. Brü-
ckenversorgungen wiesen in
mehr als 50% der Fälle Mängel
auf. Gerade bei aufwändige-
ren Therapien, wie der Versor-
gung mit Implantaten, sei eine
intensive Nachsorge notwen-
dig, so der KZVB-Vorsitzende
Dr. Jürgen Fedderwitz. Hie-
sige Zahnärzte würden Nach-
besserungen an Auslandsver-
sorgungen in der Regel jedoch
nicht kostenfrei erbringen.
„So ist der Preisvorteil ganz
schnell wieder dahin“, warnte
Fedderwitz.

Lohnender Zahntourismus? 
Kostenvorteil wird oft zum Kostennachteil 


